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Definition: 
 
Unter Kassensicherheit sind alle systemseitigen und organisatorischen Maßnahmen zu verstehen, die dazu 
dienen, Unregelmäßigkeiten durch fehlerhaftes, fahrlässiges, grob fahrlässiges oder vorsätzliches Handeln 
bei der Anordnung und Ausführung der Zahlungen, auch in einem automatisierten Zahlverfahren, zu verhin-
dern.  

Verteiler: 
An alle Beschäftigte  
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A. Übertragung der kassenrechtlichen Befugnisse und IT-Zugriffsberechtigungen  

1. Ausgangslage 

Mit verschiedenen Weisungen wurde die Einführung zusätzlicher Maßnahmen zur Optimierung der Kassensi-
cherheit in den verschiedenen IT-Verfahren der Bundesagentur für Arbeit (BA) geregelt.  
 
Diese Regelungen wurden nach Maßgabe der rechtlichen Bestimmungen des Bundes und der konkretisierten 
Vorgaben des Bundesministeriums für Finanzen (BMF) festgelegt. Die Bestimmungen und Vorgaben sind, 
sofern in den IT-Verfahren nicht umgesetzt, zwingend durch organisatorische und mitarbeiterbezogene Maß-
nahmen sicherzustellen. 
 
Grundsätzliche und spezifische Regelungen zur Kassensicherheit in den IT-Verfahren der BA finden Sie in 
den Haushalts- und Bewirtschaftungsbestimmungen (HBest) unter dem Stichwort „Kassensicherheit“. 
 
Mit dieser Geschäftsanweisung werden die notwendigen örtlichen Regelungen festgelegt.  

2. Kassenanordnungen  

Mit Kassenanordnungen beauftragen Sie die Zentralkasse der BA,  
 

 Einzahlungen anzunehmen,  
 Auszahlungen zu leisten oder  
 Buchungen vorzunehmen.  

 
Beschäftigte, die eine Kassenanordnung erstellen, übernehmen die Verantwortung für die Richtigkeit der an-
zunehmenden Einzahlung, der zu leistenden Auszahlung oder der vorzunehmenden Buchung. Einzelheiten 
sind in den folgenden Abschnitten geregelt. 
 
Kassenanordnungen sind durch die fachlich zuständige Organisationseinheit (anordnende Stelle) zu erteilen. 
 
Beteiligte an Barauszahlungsanordnungen (Feststellung oder Anordnung), dürfen diese nicht selbst im ERP-
Modul PSCD-Barkasse ausführen (Trennungsgebot). 
 
Die Beteiligung an der Vorbereitung, Feststellung, Anordnung und der Prüfung von Kassenanordnungen in 
eigener Sache oder von Angehörigen ist nicht zulässig. 

3. Unterlagen zu Kassenanordnungen 

Zu jeder Kassenanordnung müssen Unterlagen vorliegen, die diese begründen.  
Zahlungsbegründende Unterlagen sind Unterlagen, die Zweck und Anlass der Erstellung einer Kassenanord-
nung zweifelsfrei erkennen lassen. Außerdem müssen sie die Bestimmung von Rechtsgrund und Gegenstand 
der Zahlung ermöglichen.  
 
Auf den zahlungsbegründenden Unterlagen sind die Feststellung der sachlichen und rechnerischen Richtig-
keit und die Anordnung zu bescheinigen. Bei der Fallbearbeitung im IT-Verfahren eAkte SGB II kann dies mit-
tels einer Signatur unter Nutzung der digitalen Dienstkarte bescheinigt werden. 
Eine erfolgte Barzahlung ist ebenfalls auf der zahlungsbegründenden Unterlage zu dokumentieren. 

 
Darüber hinaus ist auf den zahlungsbegründenden Unterlagen zu elektronischen Kassenanordnungen das 
Ordnungsmerkmal (z.B. Anordnungs-Nummer / Beleg-Nummer) der zugehörigen Kassenanordnung anzuge-
ben.  
  

https://www.baintranet.de/006/005/001/001/Seiten/HBest-Kassensicherheit.aspx
https://www.baintranet.de/006/005/001/001/Seiten/HBest-Kassensicherheit.aspx
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4. Festlegung der Verantwortungsbereiche 

Die Verantwortlichkeiten im Anordnungsverfahren werden durch  
 

 die Feststellung der rechnerischen Richtigkeit,  
 die Feststellung der sachlichen Richtigkeit und  
 die Ausübung der Anordnungsbefugnis  

 
wahrgenommen. 

 
Die Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten ist durch Unterzeichnung (Unterschrift und Datum) des ent-
sprechenden Vermerks, alternativ durch Signatur unter Nutzung der digitalen Dienstkarte innerhalb 
der eAkte SGB II zu bescheinigen.  

 
4a. Feststellung der rechnerischen Richtigkeit 

 
Mit der Feststellung der rechnerischen Richtigkeit übernehmen Sie die Verantwortung dafür, dass  
 

 der anzunehmende oder auszuzahlende Betrag, 
 alle auf Berechnungen beruhenden Angaben richtig sind sowie 
 die richtige Anwendung der Berechnungsgrundlagen. 

 
Die Feststellung der rechnerischen Richtigkeit und die damit verbundene Verantwortung werden von Beschäf-
tigten wahrgenommen, die aufgrund der ihnen übertragenen Aufgaben in der Lage sind, die Richtigkeit der 
Angaben und Ansätze zu bescheinigen. 
 
Anordnungsbefugte dürfen die rechnerische Richtigkeit nicht selbst feststellen. 
 
Die rechnerische Richtigkeit ist durch Unterzeichnung des Vermerks »Rechnerisch richtig«, alternativ 
durch Signatur unter Nutzung der digitalen Dienstkarte innerhalb der eAkte SGB II zu bescheinigen. 
 

4b. Feststellung der sachlichen Richtigkeit 
 
Mit der Feststellung der sachlichen Richtigkeit übernehmen Sie die Verantwortung dafür, dass 
 

 die in der Anordnung und in den sie begründenden Unterlagen enthaltenen, für die Zahlung und Bu-
chung maßgebenden Angaben vollständig und richtig sind, soweit deren Richtigkeit nicht von der fest-
stellenden Person der rechnerischen Richtigkeit zu bescheinigen ist, 

 nach den geltenden Vorschriften, insbesondere nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, verfah-
ren worden ist.  
 

Die Feststellung der sachlichen Richtigkeit und die damit verbundene Verantwortung werden wahrgenommen   
 

 von der / dem Beauftragten für den Haushalt (BfdH) oder  
 von Beschäftigten, denen die / der BfdH die Befugnis mit dieser Geschäftsanweisung schriftlich über-

tragen hat (s. Nr. 5). 
 
Im Rahmen der Feststellung kann die Prüfung einzelner Tatbestände durch die Abgabe von Teilbescheinigun-
gen erfolgen. Die Abgabe von Teilbescheinigungen ist möglich, wenn die Feststellung besondere Fachkennt-
nisse z.B. auf rechtlichem, technischem oder medizinischem Gebiet voraussetzt. Die Abgabe von Teilbeschei-
nigungen kommt auch in Betracht, wenn andere Beschäftigte Maßnahmen veranlassen, die zu Kassenanord-
nungen führen (z. B. persönliche Ansprechpartnerinnen oder persönliche Ansprechpartner bei der Gewährung 
von Eingliederungsleistungen). In diesen Fällen erstreckt sich die Verantwortung der feststellenden Person 
der Kassenanordnung nicht auf den Inhalt dieser Maßnahmen. Die Verantwortung hierfür übernimmt die ver-
anlassende Person mit der Unterzeichnung des Feststellungsvermerks auf den betreffenden Schriftstücken 
(zahlungsbegründenden Unterlagen), alternativ durch Signatur unter Nutzung der digitalen Dienstkarte inner-
halb der eAkte SGB II im Rahmen der (Teil-) Bescheinigung. Aus der Teilbescheinigung muss der Umfang 
der Verantwortung ersichtlich sein. Die Person, die die Kassenanordnung sachlich und rechnerisch feststellt, 
ist für die Richtigkeit der Teilbescheinigungen nicht verantwortlich.  
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Die sachliche Richtigkeit ist durch Unterzeichnung des Vermerks »Sachlich richtig«, alternativ durch Sig-
natur unter Nutzung der digitalen Dienstkarte innerhalb der eAkte SGB II zu bescheinigen. 
Anordnungsbefugte dürfen die sachliche Richtigkeit nicht selbst feststellen. Die Feststellung der sachlichen 
Richtigkeit und die Ausübung der Anordnungsbefugnis sind grundsätzlich durch verschiedene Personen vor-
zunehmen (Nr. 6.1.3.4 BestMaVB-HKR). 
 

4c. Zusammenfassung der Feststellung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit 
 
Die Bescheinigungen der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit können Sie zusammenfassen, wenn Sie 
sowohl die Befugnis zur Feststellung der sachlichen als auch der rechnerischen Richtigkeit von Kassenanord-
nungen besitzen.  
 
Die sachliche und rechnerische Richtigkeit ist durch Unterzeichnung des Vermerks "Sachlich und rechne-
risch richtig", alternativ durch Signatur unter Nutzung der digitalen Dienstkarte innerhalb der eAkte 
SGB II zu bescheinigen. 
 

4d. Ausübung der Anordnungsbefugnis 
 
Mit der Ausübung der Anordnungsbefugnis tragen Sie die Verantwortung dafür, dass  
 

 in der Anordnung offensichtlich erkennbare Fehler nicht enthalten sind und 
 die rechnerische und sachliche Richtigkeit von dazu Befugten bescheinigt worden ist. 

 
Als Anordnungsbefugte Person sind Sie somit dafür verantwortlich, dass  
 

 zahlungsbegründende Unterlagen im notwendigen Umfang vorhanden sind, 
 die in den IT-Verfahren erfassten Daten, insbesondere alle zahlungsrelevanten Daten, von der zah-

lungsbegründenden Unterlage richtig in die Kassenanordnung übernommen wurden und  
 eine ordnungsgemäße Feststellung der rechnerischen und der sachlichen Richtigkeit vorliegt (ord-

nungsgemäßer Feststellungsvermerk von dazu befugten Personen). 
 
Die Anordnungsbefugnis und die damit verbundene Verantwortung werden wahrgenommen 
 

 von der / dem Beauftragten für den Haushalt (BfdH) oder 
 von Beschäftigten, denen die / der BfdH die Befugnis mit dieser Geschäftsanweisung schriftlich über-

tragen hat (s. Nr. 5). 
 

Die Anordnungsbefugnis ist durch Unterschrift unter Angabe des Datums, alternativ durch Signatur un-
ter Nutzung der digitalen Dienstkarte innerhalb der eAkte SGB II auszuüben. 
 
Anordnungsbefugte dürfen die rechnerische und / oder die sachliche Richtigkeit nicht selbst feststellen. 
 
Sofern eine anordnungsbefugte Person im Rahmen der Prüfung Fehler feststellt, dürfen die Daten der Kas-
senanordnung nicht selbst korrigiert werden, sondern die Korrektur muss durch den Erfassenden erfolgen und 
zurückgeben werden. 

5. Übertragung der festgelegten Verantwortungsbereiche und Zugriffsberechtigungen 

Die / der BfdH überträgt mit dieser Geschäftsanweisung die Befugnis  
 

 zur Feststellung der sachlichen Richtigkeit sowie  
 zur Ausübung der Anordnungsbefugnis. 

 
sowie die entsprechenden Zugriffsberechtigungen für die IT-Verfahren 
 

 im sachlich, organisatorisch und zeitlich notwendigen Umfang,  
 an geeignete Beschäftigte sowie 
 unter Anwendung der Berechtigungskonzepte für die entsprechenden IT-Verfahren.  
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Die / der BfdH überträgt die Befugnisse und die entsprechende Zugriffsberechtigung zu den IT-Verfahren in 
dem Umfang, wie sie 
 

 nach den örtlichen Gegebenheiten, 
 von den einzelnen Beschäftigten sowie 
 im Rahmen ihrer laufenden Aufgabenerledigung  

 
benötigt werden. 
 
Die Übertragung erfolgt nur an Beschäftigte, die  
 

 durch entsprechende Schulungen,  
 aufgrund ihrer beruflichen Erfahrung die erforderlichen Kenntnisse  

o hinsichtlich der maßgeblichen Rechts- und Weisungslage sowie  
o des entsprechenden IT-Verfahrens besitzen und  

 im Hinblick auf ihre Persönlichkeit keinen Anlass zu Zweifel an ihrer Zuverlässigkeit im Umgang mit 
Geldmitteln geben. 

 
Die zuständige Führungskraft stellt die Eignung der Beschäftigten sicher und verantwortet den beantragten 
Umfang der Zugriffsberechtigung hinsichtlich dessen Notwendigkeit für die Aufgabenerledigung.  
 
Die zuständige Führungskraft beantragt die Nutzerrechte für die einzelnen Beschäftigten im IM-Webshop.  
 
Die individuelle Übertragung der Befugnisse zur Feststellung der sachlichen Richtigkeit, zur Ausübung der 
Anordnungsbefugnis sowie die Zuordnung der Tätigkeitsprofile zu den entsprechenden Rollen erfolgt durch 
die / den BfdH.  
 
Hierfür erhalten alle Beschäftigten ein Übertragungsschreiben, dies gilt auch bei Veränderungen der individu-
ellen Befugnisse. 
 
Eine Übersicht über die Befugnisse wird unter Beachtung der Datenschutzrechtlichen Bestimmungen bei der / 
dem BfdH geführt. Weiterhin werden den Anordnungsbefugten in den Organisationseinheiten Übersichten der 
vergebenen Befugnisse der jeweiligen Organisationseinheit zur Verfügung gestellt, sofern dies zur Ausübung 
der Anordnungsbefugnis notwendig ist. Dies gilt auch für die Teamleitungen. 

6. Anlassbezogener Entzug / regelmäßige Überprüfung und Aktualisierung der Befugnis-Übertra-
gung und Zugriffsberechtigungen 

Sofern die lt. Nr. 5 übertragenen Befugnisse oder die IT-Zugriffsberechtigungen für die Aufgabenerledigung 
nicht mehr benötigt werden oder der Entzug der Befugnisse / Zugriffsberechtigungen aus sonstigen Gründen 
geboten ist, ist dies der / dem BfdH umgehend von der zuständigen Führungskraft mitzuteilen.  
Die Befugnisse / Zugriffsberechtigungen sind in der Folge unverzüglich zu entziehen.  
Die Löschung der Nutzerrechte erfolgt durch die zuständige Führungskraft. 
 
Die Übertragung der Befugnisse und die Berechtigungsvergabe werden regelmäßig - mindestens halbjährlich 
- durch die / den BfdH in Zusammenarbeit mit der zuständigen Führungskraft überprüft und aktualisiert.  
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B. Weitere Maßnahmen zur Optimierung der Kassensicherheit 

1. Besondere Regelungen zur Ausübung der Anordnungsbefugnis: 

Anordnungen im 4-Augen-Prinzip sind regelmäßig durch wechselnde Anordnungsbefugte zu erteilen.  
Damit soll eine hohe Bearbeitungsqualität und die Kassensicherheit gleichbleibend gewährleistet werden.  
Durch den regelmäßigen Wechsel des Zuständigkeitsbereiches der Anordnungsbefugten können Fehlerquel-
len schneller erkannt und damit Vermögensschäden verhindert werden. 
 
Hierfür sind örtliche Regelungen zu treffen, dass die Anordnungsbefugnis nicht immer von der gleichen Per-
son wahrgenommen wird:  
 

 Sicherstellung, dass keine Beschäftigten über einen längeren Zeitraum der- bzw. demselben Anord-
nungsbefugten zugeordnet ist. 

 Mindestens zwei Anordnungsbefugte für den leistungsbearbeitenden Bereich mit gegenseitiger Ver-
tretung in einer Organisationseinheit vorhanden sind.  

 Dass bei Hinderungsgründen für die Ausübung der Anordnungsbefugnis eine Erweiterung des Krei-
ses der Anordnungsbefugten auf die höheren Tätigkeitsebenen erfolgt. 

 
Die Anordnungsbefugnis wird innerhalb des Leistungsbereichs auf alle Fachassistentinnen und Fachassisten-
ten sowie Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter übertragen, sofern die individuelle Einarbeitungsphase 
abgeschlossen ist und die Anforderungen unter Teil A Nr. 5 erfüllt werden. 
 
Zusätzlich ist die abwechselnde Wahrnehmung der Anordnungsbefugnis durch die Teamleitungen im Leis-
tungsbereich mit geeigneten organisatorischen Maßnahmen sicherzustellen. 

2. Barzahlungen / Identitätsprüfung / Trennungsgebot / Empfangsbestätigung  

Barauszahlungen sind nur bis zu einem Betrag von 990,00 € zulässig. 
 
Vor einer Barauszahlung von Leistungen an Leistungsberechtigte sind Identität und Berechtigung zu prüfen 
und zu dokumentieren. Bei der Identitätsprüfung werden von der Postbank beim ZzV-Barzahlungsverfahren 
nur die nachfolgenden Ausweise anerkannt: 
 

 Inländische Ausweispapiere:  
Personalausweis; Reisepass; Vorläufiger Personalausweis oder Reisepass; Ausweisersatz und Pass-
ersatz für Ausländer nach § 48 Aufenthaltsgesetz; Aufenthaltsgestattung nach § 63 Asylverfahrensge-
setz. 
 

 Ausländische Ausweispapiere: 
Reisepass; Identitätskarte (Die Ausweispapiere müssen in einer für Sie lesbaren Schrift gefasst sein, 
z.B. kein kyrillisch / arabisch) 

 
Barzahlungen aus dem Leistungsverfahren ALLEGRO dürfen nur über die automatisierte Barzahlungsschnitt-
stelle zu ERP-Finanzen oder das Launchpad ERP-Finanzen (Barcode) zur Auszahlung gebracht werden. 
 
Die an der Kassenanordnung im Leistungsverfahren beteiligten Beschäftigten dürfen nicht selbst die Auszah-
lung vornehmen. Die Auszahlung über die ERP-Barkasse (ZzV-Bar / Barcode) muss durch eine an der Kas-
senanordnung unbeteiligte Person erfolgen.  
 
Die erfolgte Barzahlung ist auf der zahlungsbegründenden Unterlage zu dokumentieren.  

 
Die Aushändigung eines Barcodes oder einer Zahlungsanweisung zur Verrechnung darf nur gegen eine Emp-
fangsbestätigung erfolgen.  

3. Sicherstellung, dass alle Forderungen in ERP-Finanzen zum Soll gestellt werden 

Alle Forderungen (ab 0,01 €) sind in ERP-Finanzen durch Erstellung einer Annahmeanordnung zum Soll zu 
stellen. Es ist zu prüfen, inwieweit Aufrechnungsmöglichkeiten bestehen, diese sind zwingend vorrangig zu 
nutzen.  
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4. Belehrung der Beschäftigten zu den IT-Sicherheitsbestimmungen 

Die Beschäftigten sind mindestens einmal jährlich durch die Teamleitungen über die Einhaltung der IT-Sicher-
heitsbestimmungen zu belehren. Die Teilnahme an der Belehrung ist durch die Beschäftigten zu bestätigen. 
Auftretende Besonderheiten sind umgehend durch die jeweilige Führungskraft der / dem BfdH zu melden. 

5. Fachaufsichtliche Maßnahmen zu den Regelungen zur Kassensicherheit 

Die Umsetzung der Regelungen zur Kassensicherheit sind durch die jeweiligen Führungskräfte im Rahmen der 
Fachaufsicht risikoorientiert zu überprüfen.  

C. Schlussbestimmungen 

Die Geschäftsanweisung 03/2020 wird mit der Veröffentlichung außer Kraft gesetzt. 
Die Geschäftsanweisung 02/2022 tritt mit der Veröffentlichung in Kraft und ist bis auf Widerruf gültig. 
Die Gleichstellungsbeauftragte und der Personalrat wurden beteiligt.  
 

Simmern, 17.02.2022 

 
Markus Theis       Joey Isted 

          Geschäftsführer      Beauftragter für den Haushalt  


